
Bundessozialgericht

- 7 RAr 50/75 —

Verkündet am
11. Mai 1976
Schäfers
Reg Haupt8ekr.
als UrkBeamter der
Geschäftsstelle

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

......OOOOOOIOOOOOOO ..... ......O......OOQCOOOOCOOOOIOO‚

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: .......................f.......‚

g e g e n

...-00.0000...............ounoooooouconooc...ooooonooo‚

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 11. Mai 1976 durch den Vor—

sitzenden Richter Dr. B r o c k e , die Richter
H e n n i g und B e n d e r sowie die ehrenamtlichen
Richter B 6,5 s o w und H e i m a n n für Recht

erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 27. November 1974

wird zurückgewiesen.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte dem Kläger

einen Zuschuß zu den Anschaffungskosten eines Personenkraft-

wagens (Pkw) zu gewähren hat.

Der 1929 geborene Kläger ist verheiratet und hat ein Kind in

schulpflichtigem Alter. Infolge einer Kinderlähmung leidet

er an einer Lähmung der Muskulatur des linken Beines bei

schwerer Atrophie der Muskulatur, Beinverkürzung um 6 cm

und Beckenschiefstand. Die Minderung seiner Erwerbsfähig—

keit (MdB) beträgt 60 V.H.

Seit 1958 ist er bei der Firma J.C. E— AG in Stuttgart—

Bad Cannstatt als Techniker beschäftigt. Für die täglichen

Fahrten zwischen seiner Arbeitsstelle und seiner Wohnung in

Oppelweiler (Kreis Backnang) ist er auf die Benutzung eines

Pkw angewiesen. Der ihm im Jahre 1972 erteilte Führerschein

der Klasse III ist beschränkt auf Kraftfahrzeuge mit auto-

matischer Kupplung oder automatischem Getriebe.

Am 16. Februar 1972 bestellte der Kläger einen Mercedes—

Benz Limousine 200 D mit automatischem Getriebe und sonsti—

bem Zubehör zum Endpreis von 16.410,24 DM.

@
Am 25. Februar 1972 beantragte er beim Arbeitsamt Ludwigs—

burg einen Zuschuß zu den Anschaffungskosten dieses Pkw. In

einem dem Arbeitsamt vorgelegten Finanzierungsplan gab er an,

über Barmittel in Höhe von 4.500‚- DM zu verfügen. Durch den
Bau eines Hauses sei er mit einer monatlichen Abtragungs-

schuld in Höhe von 480,— DM belastet. Das Nettogehalt des

Klägers im Februar 1972 betrug 1.494,67 DM. Aus dem Verkauf

eines vorhandenen Pkw erzielte er einen Erlös von 6.000,- DM.

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) bewillig—

te ihm für den Erwerb des Neuwagens einen Zuschuß von insge—

samt 3.418‚— DM.
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Mit Bescheid vom 24. Mai 1972 lehnte die Beklagte den Antrag

des Klägers mit der Begründung ab, die Beschaffung eines

Mercedes 200 D sei nicht zweckmäßig, unangemessen und daher

nach % 86/der Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt

für Arbeit über die Arbeits- und Berufsförderung Behinderter

vom 2. Juli 1970 (ANBA S. 657 — A—Reha 1970) nicht förde—
rungsfähig. Den Widerspruch wies sie u.a. mit der Begrün—

dung zurück, die Firmen Ford, Opel, Simca, VW usw. böten
Fahrzeuge im unteren Mittelklassebereich bis maximal 1500 ccm

an, die den Bedürfnissen des Klägers voll genügten (Wider—

spruchsbescheid vom 30. Oktober 1972).

'Die Klage hiergegen hat das Sozialgericht (SG) Stuttgart
durch Urteil vom 4. September 1975 abgewiesen. Es hat die

Auffassung vertreten, ein Kraftfahrzeug der höheren Wagen-

‘ klasse sei grundsätzlich überzweckmäßig und daher unzweckmäßig

im Sinne des 5 86 Abs. 1 A—Reha 1970.

Durch Urteil vom 27. November 1974 hat das Landessozialge—

richt (LSG) Baden—Württemberg die zugelassene Berufung des
'Klägers zurückgewiesen. Es hat im wesentlichen ausgeführt:

Die beantragte Leistung sei nach den Vorschriften über die
Förderung der Arbeitsaufnahme (55 55 ff des Arbeitsförderungs—

gesetzes — AFG —) zu beurteilen, die gemäß 5 58 AFG auch auf

Behinderte anzuwenden seien und der Beklagten ein Ermessen

einräumten. Nach 5 65 in Verbindung mit 5 2 Abs. 1 der hierzu

aufgrund des 5 55 Abs. 4 AFG ergangenen A—Reha 1970 könnten

Behinderte — wie der Kläger — auch zu dem Zwecke gefördert

werden, daß sie beruflich eingegliedert bleiben. Die Beklagte
könne die Förderung im vorliegenden Fall nicht deshalb vernei—

nen, weil die Anschaffung eines Mercedes 200 D für den Klä-

ger überzweckmäßig und daher unzweckmäßig gewesen sei. Grund—

sätzlich verliere ein Fahrzeug seine Tauglichkeit für den

Zweck, einem Behinderten eine sichere und gesundheitlich

nicht belastende Fahrt zur Arbeitsstätte zu ermöglichen, nicht
schon dadurch, daß es teurer sei als andere Fahrzeuge, die

ebenfalls diese Anforderungen erfülten. Die Beklagte könne

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

ihre Leistung auch nicht davon abhängig machen,.daß der Klä—

ger ein Fahrzeug des billigsten zweckmäßigen Typs erwerbe.

Nach der gutachterlichen Stellungnahme des technischen Sach-

verständigen der Beklagten stehe
zwar fest, daß erheblich

billigere Fahrzeuge zum Grundpreis von weniger als 7.500,— DM

auf dem Markt angeboten würden, die ebenfalls als zweckmäßig

anzusehen seien. Dies berechtigte die Beklagte jedoch nicht,

die Förderung insgesamt abzulehnen. Sie habe im Rahmen des
ihr eingeräumten Ermessens die Zahlung eines Zuschusses aber

deshalb verweigern können, weil der Kläger für die Anschaf-

fung eines Fahrzeugs mit der für einen Behinderten bereits

'ausreichenden Mindestausstattung die erforderlichen Mittel

selbst habe aufbringen können, ohne den für sich und seine

Familie angemessenen Unterhalt zu gefährden (5 55 Abs. 5
AFG). Die Berechtigung der Beklagten, die Leistung zu ver-

weigern, ergebe sich daraus, daß der Kläger bereits mit dem

Erlös aus dem Verkauf seines Altwagens in Höhe von 6.000,— DM

und dem Zuschuß der BfA in Höhe von 3.4■8,— DM ein zweckmä—

ßiges Fahrzeug hätte kaufen können. Hierzu habe es nicht ein-

mal eines Rückgriffs auf die vom Kläger selbst mit 4.500‚— DM

bezifferten Barmittel bedarft.0bjektiv nicht notwendige Auf—
wendungen für ein Fahrzeug der gehobenen Preisklasse aus den

Mitteln der Solidargemeinschaft der Versicherten zu ermög-

lichen, sei nicht Aufgabe der Beklagten.

Gegen das Urteil des LSG hat der Kläger - die zugelassene -
Revision eingelegt. Er rügt eine Verletzung des 5 86 A—Reha

1970 und führt hierzu insbesondere aus: Entgegen der Auffas—

sung des LSG müsse der Mercedes-Diesel “unter dem Strich" als

das billigere Fahrzeug angesehen werden. Die gegenüber einem

Benzinfahrzeug höheren Anschaffungskosten würden durch die

extrem lange Lebensdauer und die Haltbarkeit dieses Fahr-

zeugs mehr als wettgemacht. Da der Kläger bereit sei, seine

Barmittel in Höhe von 4.500 DM einzusetzen, begrenze sich

sein Begehren auch nur auf 5.000,— DM. Diesen Betrag verwei—

gere die Beklagte zu Unrecht.
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Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württemberg

vom 27. November 4974 und das Urteil des Sozialgerichts

Stuttgart vom 4. September 4975 aufzuheben-und die Be—

klagte unter Aufhebung des Bescheides vom 24. Mai 1972

in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 30. Oktober

1972 zu Verurteilen‚ dem Kläger einen Zuschuß zur An—
schaffung eines Personenkraftwagens Marke Mercedes-Benz

200 D zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die zugelassene Revision des Klägers ist nicht begründet. Das

LSG hat zutreffend entschieden, daß dem Kläger der Anspruch

auf einen Zuschuß zu den Kosten des von ihm angeschafften

Pkw’s nicht zusteht.

Der Kläger ist zwar Behinderter im Sinne der 55 56 ff AFG
(vgl. BSGE SozR 4100 Nr. 4 zu 5 56 AFG) und nach den Feststel—

lungen des LSG (5 465 SGG) für die tägliche Fahrt zwischen
Wohnung und Arbeitsstätte deswegen auf ein eigenes Kraftfahr—

Zeug angewiesen. Das LSG ist ferner zu Recht davon ausgegangen,

daß Behinderten Leistungen der hier beantragten Art auch zu
dem Zweck gewährt werden können, daß sie beruflich eingeglie-

dert bleiben. Diese Verpflichtung ergibt sich allerdings

nicht aus den Vorschriften über die Förderung der Arbeitsauf-

nahme nach 55 55 ff AFG, die nach 5 58 Abs. 1 AFG auch für
Behinderte gelten, Diese Bestimmungen gelten nämlich nur für

Arbeitssuchende, d.h. für Personen, die den Willen zur Auf-

nahme einer neuen Beschäftigung haben. Als arbeitssuchend ist
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jedoch.nicht derjenige anzusehen, der — wie der Kläger — in

einem festen Arbeitsverhältnis steht, seinen Arbeitsplatz

nicht wechseln will und auch nicht gezwungen ist, sich eine

neue Stelle zu suchen (vgl. Urteil des Senats vom 14. März

1976 — ? RAr 448/74 und ? RAr 45/75 —).

Nach 5 5? AFG hat jedoch der Behinderte einen unmittelbaren

Rechtsanspruch gegen die Beklagte auf die Gewährung von Lei—

stungen zur Anschaffung eines Kraftfahrzeuges, wenn dies er—

forderlibh ist, damit er beruflich eingeghedert bleibt (vgl.

Urteil desSenatsvom44. Mai 4976- 7 RAr424774-). Die '
Beschaffung eines Kraftfahrzeuges kann in diesen Fällen eine
geeignete oder erforderliche Maßnahme der beruflichen Reha-

bilitation im Sinnervon 5 5? AFG sein. Die Förderungspflicht
der Beklagten nach dieser Vorschrift ist jedoch subsidiär,

d.h. sie entfällt in dem Umfang, in dem andere Stellen vorran—
gig zur Leistung gleicher Art verpflichtet sind (vgl. BSG aaO);

Der Umfang der Förderung durch die Beklagte ergibt sich aus

5 5? AFG unmittelbar, wenn dort bestimmt ist, daß sie geeig—

nete Maßnahmen der Arbeits— und Berufsförderung zu treffen

hat, die erforderlich sind. Wie der Senat in der vorgenannten

Entscheidung ebenfalls bereits entschieden hat, war die Be-

klagte zwar nicht befugt, zur Ausfüllung dieser Begriffe durch
Anordnung verbindliche Regelungen zu treffen. Es bestehen

jedoch keine Bedenken, hier nach dem in 5 86 Abs. 1 A—Reha1970
niedergelegten Grundsatz zu verfahren, daß sich die Beklagte

insoweit an den Kosten für den Erwerb eines zweckmäßigen Be—
förderungsmittels bei angemessener Eigenbeteiligung des Be—
hinderten zu beteiligen hat. Zweckmäßiges Beförderungsmittel

bedeutet im Hinblick auf 5 5? AFG, daß das Kraftfahrzeug ein
geeignetes Mittel zur Erhaltung der Erwerbsfähigkeit bzw. des

Arbeitsplatzes des Behinderten sein muß. Als geeignet ist es

dann anzusehen, wenn es den Behinderten in die Lage versetzt,

seinen Arbeitsplatz zu erreichen, und zwar in einer Weise,
die sowohl dem allgemeinen Bedürfnis eines Kraftfahrers nach
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Sicherheit wie auch den besonderen Bedürfnissen des Behinder—

ten Rechnung trägt. Insoweit ist die Tauglichkeit des Beför—

derungsmittels nach Art und Beschaffenheit in technischer,

funktioneller und ausstattungsmäßiger Hinsicht angesprochen.

Sie wird im vorliegenden Fall von der Beklagten auch für den

vom Kläger erworbenen Pkw nicht verneiht. Dem LSG ist ferner

pdarin beizupflichten, daß die Zweckmäßigkeit des Fahrzeuges
‚im Sinne von "geeignet" entgegen der Auffassung der Beklagten
; nicht dadurch beseitigt wird, daß es von anderer Art und des—

halb teurer ist als das den genannten Anforderungen bereits

entsprechende (billigere) Fahrzeug, solange dadurch den Er—

fordernissen der Zweckmäßigkeit nach entsprochen wird. Zu—

sätzliche Gebrauchsvorteile oder Gebrauchsmöglichkeiten be-
rühren nicht die Tauglichkeit eines Fahrzeuges zu dem Zweck,

den Behinderten sicher und in einer seiner Behinderung ange—

messenen Weise zur Arbeitsstelle zu bringen und dadurch sei-

„ nen Arbeitsplatz zu sichern. Die Maßnahme der Beklagten im
‚Sinne ton 5 5? AFG besteht nämlich nicht in einer Sachlei-

stung, sondern ist der Kostenzuschuß zum Erwerb eines Kraft—

‚fahrzeugs. Dem Behinderten ist es somit grundsätzlich nicht

.
verwehrt, ein Fahrzeug zu erwerben, das ihm mehr als einen

_
durchschnittlichen Fahrkomfort und Verkehrssicherheit bietet.
Es muß grundsätzlich seiner Entscheidung überlassen bleiben,

ggwie
er die hierfür erforderlichen Mehrkosten finanziert und

welche Finanzierungsquellen er sich zu diesem Zweck erschließt.

Ein anderes als das billigste, also gerade noch zweckmäßigste

_Fahrzeug ist deshalb grundsätzlich kein anderes Mittel im

Sinne der beruflichen Rehabilitation zur Behebung der diesem

.
Ziel entgegenstehenden Sachlage. Wie der Senat in der genann—

„ten Entscheidung ebenfalls bereits entschieden hat, steht

dieser seiner Auffassung nicht die Rechtsprechung des Bundes—

,verwaltungsgerichts (BVerwG) im Urteil vem 24. September 1969

entgegen (vgl. BVerwGE 54,f54), wonach der Beschädigte im Be-

reich der Kriegsopferfürsorge eine qualitativ andere Hilfe

verlange, wenn er die Förderung eines Pkw's begehre, dessen An-
schaffungspreis eine bestimmte Höchstgrenze überschreitet Da

es für den Bereich des AFG feste Höchstgrenzen dieser Art für

die hier in Rede stehende Förderung nicht gibt, enthalten sei-
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ne Bestimmungen einen Von denen der Kriegsopferfürsorge ab—
weichenden Regelungsinhalt. Infolgedessen ist eine Vorlage
an den GemeinsamenSenat nach 55 2, 14 des Gesetzes zur Wah—
rung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung der obersten Ge—
richtshöfe des Bundes vom 19. Juni 4968 (BGBl I 661) nicht
geboten. .

Das zweckmäßige Fahrzeug im Sinne des 5 5? AFG ist allerdings
der Maßstab für den Umfang der Förderung durch die Beklagte.
Ihre Leistungspflicht ist dann zu verneinen, wenn der Kläger
unter Berücksichtigung.des Zusehusses der BfA die Kosten für
das ausreichend geeignete Fahrzeug selbst hätte aufbringen
können. Das war hier der Fall. Als ausreichend geeignetes,
zweckmäßiges Fahrzeug ist nach den unangegriffenen Feststel—
lungen des LSG ein Fahrzeug in der Preisklasse von etwa
7.500‚4 DM anzusehen. Zur Finanzierung der Anschaffung eines
derartigen-Fahrzeuges hätte bereits der dem Kläger von der BfA
gewährte Zuschuß in Höhe von 5.418,- Dß und der von ihm erziel-
te Erlös aus dem Verkauf seines früheren Pkw's in Höhe von
6.000‚- DM ausgereicht, selbst wenn man zu dem genannten Preis
von 7.500‚— DM die Kosten für eineaGetriebeautomatik noch hin—
zurechnen würde. In dem bereits mehrfach genannten Urteil des
Senats vom 11. Mai 1976 - ? RAr 121/74 — wurde zwar entschie-
den, daß für die Feststellung der zumutbaren Eigenbeteiligung
des Klägers aus Mitteln seines Vermögens und seines Einkommens
die Grundsätze des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) anzuwenden
sind. Wegen des Erlöses aus dem Verkauf eines bisherigen/Pkw■s
hat der Senat jedoch entschieden, daß der Behinderte verpflich-
tet ist, diesen Betrag voll bei der Anschaffung eines neuen
Pkw's einzusetzen, weil es sich insoweit um ein Einkommen han-
delt, das der Behinderte nicht zur Bestreitung seines Lebens—
unterhalte zu verwenden hat und das wegen der schon bisher vor—
handenen Zweckbindung auch für die Beschaffung eines neuen Pkw'
verwendet werden muß. Es kann im vorliegenden Fall daher dahin-
stehen, welche Belastung dem Kläger im Höchstfall unter Berück—
sichtigung seiner übrigen Eigenmittel zuzumuten gewesen wäre.
Für die Beschaffung des hier in Betracht kommenden zweckmäßigen

_9_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 9 _

Fahrzeuges hätte der Kläger nicht einmal auf die von ihm

selbst als Barmittel angegebenen Beträge in Höhe von 4.500,-

DM zurückzugreifen brauchen.

Zu Unrecht beruft sich der Kläger schließlich darauf, daß das

von ihm angeschaffte Fahrzeug
vom Typ Mercedes-Benz 200 D

als zweckmäßiges Fahrzeug in diesem Sinn angesehen werden

müsse, weil es mit Rücksicht auf seine lange Lebensdauer und

seine Ehltbarkeit als das im Ergebnis billigere Fahrzeug an-
zusehen sei. Die Frage der Zweckmäßigkeit des anzuschaffenden

Fahrzeuges richtet sich nach den Verhältnissen im Zeitpunkt

der Antragstellung. Wie bereits ausgeführt, hat die Beklagte

nach 5 57 AFG die geeigneten Maßnahmen Zu treffen, die für

den beabsichtigten Rehabilitationserfolg erforderlich sind.

Der Begriff der Zweokmäßigkeit als Maßstab für den Umfang der

Förderungspflicht der Beklagten richtet sich deshalb nach dem

*in diesem Zeitpunkt erforderlichen Aufwand zur Erreichung die—

ses Erfolges. Gesichtspunkte der Lebensdauer und Haltbarkeit

können dabei allenfalls dann eine Rolle spielen, wenn das als

Maßstab für den Förderungsumfang vorgesehene Fahrzeug inso—

weit durchschnittlichen und marktüblichen Erwartungen nicht
entsprechen würde. Das ist hier jedoch nicht der Fall.
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